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Die Einstellung des Direktzugs von Lienz nach Innsbruck sorgte für Empö-
rung und massive Kritik an der Landesregierung. Foto: Oblasser

Im November hat der Landtag ein Spekulationsverbot für das Land und die
Gemeinden beschlossen. Mit Innsbruck gab es Debatten. Foto: Erwin Wodicka

Nach jahrelangen Verhandlungen erhält die Klinik eine gemeinsame Chefeta-
ge aus Vertretern der Krankenhausholding Tilak und der Med-Uni. Foto: Böhm

Grüner Rückzieher machte
Weg für Agrargesetz frei

Von Peter Nindler
und Anita Heubacher

Innsbruck – Es war eine Koali-
tionsbedingung der ÖVP: Die
Grünen mussten im Konflikt
zwischen Kommunen und den
rund 250 aus Gemeindegut
entstandenen Agrargemein-
schaften von ihrer Forderung
nach einer Rückübertragung
des Gemeindeguts abrücken.
Noch vor der Landtagswahl
tönte sie von den Grünen als
Koalitionsbedingung, nach
der schwarz-grünen Regie-
rungsbildung im Mai 2013
wurden die Grünen von SPÖ,
Vorwärts Tirol, FPÖ und Liste
Fritz als Umfaller-Partei be-
zeichnet. Pünktlich zum ein-
jährigen Regierungsjubiläum
wird jetzt die Agrarnovelle im
Landtag beschlossen. Seit den
Jahrhundertnovellen „Raum-
ordnung und Grundverkehr“
im Jahr 1993 führte kein Ge-
setzesvorhaben in Tirol zu so
heftigen Diskussionen.

Die Grünen rechtfertigen ihr
Abrücken von der Rücküber-
tragung damit, dass das neue
Flurverfassungsgesetz dieser
sehr nahekomme. Die Rechte
der Gemeinden werden künf-
tig durch einen Substanzver-
walter wahrgenommen, den
Agrargemeinschaften bleibt
nur noch der durch den Haus-
und Gutsbedarf definierte Na-
turalbezug. Die Grünen hat-
ten zuletzt Erklärungsbedarf
gegenüber ihrer Basis, in der
ÖVP begehrte vor allem der
Bauernbund auf. Agrarfunkti-
onäre, aber auch Bauern sind
sauer auf die Bauernbund-
spitze und die ÖVP. Das Rin-
gen um das Agrargesetz über-
schattete letztlich das erste
Koalitionsjahr.

ÖVP und Grüne weisen
stets auf die vielen kleinen
Bausteine im ersten gemein-
samen Regierungsjahr hin,

noch keine Einigung erziel-
ten sie hingegen bei den Was-
serkraftprojekten Sellrain-Silz
oder Kaunertal bzw. bei der
Wiedereinführung des sekto-
ralen Lkw-Fahrverbots. Beim
sektoralen Fahrverbot trennt
der Lufthunderter die beiden
Parteien, bei der Wasserkraft
konnten sich ÖVP und Grüne
nicht auf einen Regierungs-
beschluss über den wasser-
wirtschaftlichen Rahmenplan
für die Vorhaben des Landes-

energieversorgers Tiwag im
Oberland einigen. Im Namen
des Landes leitete LH Gün-
ther Platter (VP) ihn dann
an Umweltminister Andrä
Rupprechter (VP) weiter.

Mit dem im November ver-
abschiedeten Spekulations-
verbot schiebt das Land risi-
koreichen Finanzgeschäften
einen Riegel vor. Das Gesetz
beinhaltet den Grundsatz
einer risikoaversen Finanz-
gebarung, das Verbot von

Fremdwährungsgeschäften
und die Unzulässigkeit der
Aufnahme von Darlehen zum
Zweck der Veranlagung.

Für koalitionsinterne De-
batten sorgte das Sicherheits-
polizeigesetz. Letztlich rang
man sich doch dazu durch,
das stille Betteln weiterhin zu
erlauben. Gleich zu Beginn ih-
rer Amtszeit war die Landes-
regierung mit der Hochwas-
serkatastrophe im Unterland
und dem Felssturz auf die
Felbertauernstraße gefordert.
Für Osttirol wurde inklusive
Ersatzstraße ein Unterstüt-
zungspaket in Höhe von 25
Mio. Euro beschlossen.

Mit dem neuen Tiroler Kin-
der- und Jugendhilfegesetz
verankert das Land Tirol erst-
mals gesetzlich das Gewalt-
verbot im Rahmen der UN-
Kinderrechtskonvention. Auf
Schiene ist das Haus der Mu-
sik und die Erweiterung des
Management Centers Inns-
bruck. Die Bürgermeisterbe-
züge werden ebenfalls ange-
hoben. Die Aufstockung des
Wissenschaftsfonds auf vier
Mio. Euro und der Zusam-
menarbeitsvertrag zwischen
Krankenhausholding Tilak
und der Medizinischen Uni-
versität an der Innsbrucker
Klinik werden von der Lan-
desregierung als Meilensteine
bezeichnet.

Dass gerade unter einer
grünen Umwelt- undVerkehr-
referentin der Direktzug zwi-
schen Lienz und Innsbruck
mit Dezember 2013 einge-
stellt und durch einen Bus
ersetzt wurde, lässt nach wie
vor die Emotionen hochge-
hen. LHSTv. Ingrid Felipe ver-
sucht in Verhandlungen mit
Südtirol, den Zug wieder auf
die Schiene zu bringen – bis-
her vergeblich. Die Oppositi-
on beantragte zum Direktzug
sogar einen Sonderlandtag.

Von der Opposition werden die Grünen als Umfaller bezeichnet, weil sie
von der geforderten Rückübertragung des Gemeindeguts abgerückt sind.

Das Agrargesetz wird am Ende des ersten schwarz-grünen Regierungsjah-
res Mitte Mai im Landtag beschlossen. Foto: Böhm


